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[bookmark: _GoBack]Übermittlung von Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters
[bookmark: AMLoesungEnde]Problemstellung
Aktuell werden in der Datenübermittlung an die Meldebehörden keine Angaben über die deutsche Staatsangehörigkeit übermittelt. 
Gemäß § 4 Abs. 1 StAG erhält ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn min. ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Aufgrund der Tatsachen, dass die Elternteile in unterschiedlichen Gemeinden gemeldet sein können und die Geburtsmitteilung 031010 keine Angaben darüber enthält, ob Mutter oder Vater die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, können die Meldebehörden nicht in allen Fällen erkennen, dass ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 
Beispiel: Mutter (keine deutsche Staatsangehörigkeit) und Kind sind in Bremen gemeldet, der Vater (deutsche Staatsangehörigkeit) in Berlin. Das Kind erhält über den Vater die deutsche Staatsangehörigkeit. Dies kann die Meldebehörde in Bremen aber nicht erkennen, da in der 031010 keine Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters enthalten sind.
Lösung
Der CR wurde gemeinsam mit Vertretern aus dem Meldewesen bearbeitet. 
Die Implikationen einer möglicherweise falsch eingetragenen Staatsangehörigkeit  sind im Meldewesen weitreichend. Die Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit obliegt im Zweifelsfall der Staatsangehörigkeitsbehörde und ist nicht Aufgabe des Standesamts. Die Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit werden zudem nicht im Register gespeichert.
Aufgrund dieser Sachlage sind die dem Standesamt vorliegenden Informationen zur deutschen Staatsangehörigkeit nach Aussage der Vertreter des Meldewesens für eine Übermittlung nicht belastbar genug. 
Das EG hat daher beschlossen, dass Angaben zur dt. Staatsangehörigkeit nicht von den Standesämtern an die Meldebehörden übermittelt werden sollen.
Der CR ist damit verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Gemäß § 4 Abs. 1 StAG erhält ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Aufgrund der Tatsachen, dass die Elternteile in unterschiedlichen Gemeinden gemeldet sein können und die Geburtsmitteilung 031010 keine Angaben darüber enthält, ob Mutter oder Vater die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, können die Meldebehörden nicht in allen Fällen erkennen, dass ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 
Beispiel: Mutter (keine deutsche Staatsangehörigkeit) und Kind sind in Bremen gemeldet, der Vater (deutsche Staatsangehörigkeit) in Berlin. Das Kind erhält über den Vater die deutsche Staatsangehörigkeit. Dies kann die Meldebehörde in Bremen aber nicht erkennen, da in der 031010 keine Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters enthalten sind.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Sofern zum Zeitpunkt der Geburtsbeurkundung ein Elternteil des Kindes die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, soll diese Information in der Nachricht 031010 übermittelt werden. 
Bearbeitungsschritte
Bewertung durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Das EG erreicht keinen Konsens in dieser Frage:
Die Standesamtsvertreter befürworten mehrheitlich die Mitteilung, da hier einfach Bürokratie abgebaut werden kann und diese Angabe ohnehin bereits an die Statistik übermittelt wird.
BMI und VfSt stehen der Mitteilung sehr kritisch gegenüber, da dies nicht Aufgabe des Standesamts sei und die Angaben ausdrücklich nicht im Register gespeichert werden.
Das Thema wird an den Änderungsbeirat verwiesen.
Bewertung durch: KoSIT (HW)	2016-12-07
Sofern die deutsche Staatsangehörigkeit des Vaters an die Meldebehörde übermittelt werden soll, sind nach hiesiger Auffassung neben der 031010 (Geburtsmitteilung) auch die folgenden Nachrichten 031011 (Vaterschaftsfeststellung) und 031020 (Adoption) betroffen und sollten entsprechend erweitert werden.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat (CAB)	2017-01-16
Der CAB hat diesen CR bei der Arbeitsplanung wie folgt berücksichtigt:
Auszug aus dem Protokoll:
„Die Änderungsanträge zur Verbesserung des Datenaustausches mit den Meldebehörden werden von der KoSIT vorgestellt. 
Bezüglich der Übermittlung der Angaben zum Sorgerecht und zur Staatsangehörigkeit des Vaters wird die Befürchtung geäußert, dass mit der Übermittlung zum Zeitpunkt der Geburt der Anspruch verbunden sein könnte, nachträgliche Änderungen an diesen Angaben ebenfalls zu übermitteln. 
Beschluss: 
Der Bearbeitung der Änderungsanträge zur Verbesserung des Datenaustausches mit den Meldebehörden wird zugestimmt. 
Bzgl. der Angaben zum Sorgerecht und zur Staatsangehörigkeit muss sichergestellt bleiben, dass nur die Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Geburt übermittelt wird und das eine Korrektur/Berichtigung dieser Angaben ausgeschlossen ist.
Priorität 1
[…]“
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-02-15
Das EG steht der Übermittlung der deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters skeptisch gegenüber. Dem verminderten Rechercheaufwand bei der Meldebehörde stehen folgende Nachteile gegenüber:
· Die Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit ist keine Aufgabe des Standesamts.
· Angaben zur dt. Staatsangehörigkeit werden im Standesamt nicht regelhaft vorgelegt und überprüft (bei Geburten im Krankenhaus sprechen die Betroffenen bspw. gar nicht im Standesamt vor).
· Eine Übermittlung würde dem Meldewesen eine nicht vorhandene Verbindlichkeit suggerieren.
Das EG empfiehlt, von einer Übermittlung an die Meldebehörde abzusehen.
Eine Anmerkung des Meldewesens zum Thema „Staatsangehörigkeit des Vaters“ ist in Anlage 1 detailliert aufgenommen. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand / Meldewesen	2017-04-05
Der CR wurde auf der gemeinsamen Sitzung mit Vertretern aus dem Meldewesen (EG 17-04) bearbeitet. 
Die Übermittlung der deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters ist für die Meldebehörde interessant, wenn die Mutter nicht die deutsche Staatsangehörigkeit hat und der deutsche Vater in einer anderen Meldebehörde gemeldet ist.
Im Standesamt werden die Staatsangehörigkeiten der Eltern u. a. erhoben um das Recht der Namensführung des Kindes festzustellen. Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht im Register gespeichert. Die Feststellung der deutschen Staatsangehörigkeit obliegt im Zweifelsfall der Staatsangehörigkeitsbehörde und ist nicht Aufgabe des Standesamts. Die Meldebehörde würde aufgrund der Angaben zur Staatsangehörigkeit des Vaters möglicherweise die deutsche Staatsangehörigkeit des Kindes eintragen. Das EG ist der Meinung, dass die Angaben der Standesämter für die weitreichenden Implikationen nicht belastbar genug sind.
Das EG beschließt daher: Angaben zur dt. Staatsangehörigkeit sollen nicht von den Standesämtern an die Meldebehörden übermittelt werden.
Der CR ist damit verworfen.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-11
Für die AG Test ist das Verwerfen des CRs nachvollziehbar.
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